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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1915 Nr. 35. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die erweiterte Gewährung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand an 
Kriegsteilnehmer, S. 119. — Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei dem Unternehmen des Baues einer Straßenbrücke über die Eider bei 
Friedrichſtadt, S. 120. 


(Nr. 11447.) Verordnung, betreffend die erweiterte Gewährung der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand an Kriegsteilnehmer. Vom 24. Juli 1915. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Sa 

Beruht im Falle des § 52 Abſ. 2 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Gefekfamml. S. 195) die unverſchuldete Friſt⸗ 
verſäumung des Antragſtellers auf ſeiner Teilnahme am Kriege, ſo hat bei Geld⸗ 
forderungen die angerufene Behörde die Wiedereinſetzung zu gewähren, ſofern der 
Antrag innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten ſeit Beendigung des Kriegs⸗ 
zuſtandes oder der Kriegsteilnahme geſtellt wird. 

Auf Beſchwerden wegen Verſagung der Wiedereinſetzung entſcheidet die 
Aufſichtsbehörde endgültig. 

82. 

Die einjährige Friſt des vorletzten Satzes des § 112 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes für die Nachholung einer verſäumten Streithandlung beziehungsweiſe den 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt zugunſten der Kriegsteil⸗ 
nehmer bis zum Ablauf einer Friſt von ſechs Monaten ſeit Beendigung des 
Kriegszuſtandes oder der Kriegsteilnahme gehemmt. 

Das Gleiche gilt für die im § 48 Abſ. 4 des Ergänzungsſteuergeſetzes 
(Geſetzſamml. 1906 S. 294) vorgeſehene Friſt. 
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83. 
Kriegsteilnehmer im Sinne dieſer Verordnung ſind diejenigen Perſonen, welche 
1. vermöge ihres Dienftverhältnifjes, Amtes oder Berufs zu den mobilen 
oder gegen den Feind verwendeten Teilen der Land⸗ oder Seemacht 
oder zu der Beſatzung einer armierten oder in der Armierung begriffenen 
Feſtung gehören, 
2. ſich dienſtlich aus Anlaß der Kriegsführung des Reichs im Ausland 
aufhalten, 
3. ſich als Kriegsgefangene oder Geiſel in der Gewalt des Feindes befinden. 


84. 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 24. Juli 1915. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Loebell. v. Jagow. Wild v. Hohenborn. Helfferich. 


(Mr. 11448.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei dem Unternehmen des Baues einer Straßenbrücke 
über die Eider bei Friedrichſtadt. Vom 13. Juli 1915. 


Ai Grund des § 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 

Kriegsgefangenen vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) wird beſtimmt 
von Kriegsgefangenen, vom — 27 März 1915 (Gefehfamml. S. 57) 
daß dieſes Verfahren bei dem von dem Friedrichſtädter Brückenverbande ge⸗ 
planten, durch Erlaß des Staatsminiſteriums vom 6. Juli 1915 mit dem Ent⸗ 
eignungsrecht ausgeſtatteten unternehmen des Baues einer Straßenbrücke über 
die Eider bei Friedrichſtadt ſtattfindet. 


Berlin, den 13. Juli 1915. 


Das Staatsminiſterium. 


Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Lentze. v. Loebell. Helfferich. 
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